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▶▶ Sonderausgabe
Die finca auf mallorca – steuerliche folgen bei erwerb, unterhalt 
und Übertragung

| Glücklich ist, wer neben dem ständigen Wohnsitz auch noch über ein 
 eigenes Ferienhaus verfügt. Abgesehen vom Erholungswert stellt es in der 
aktuellen Niedrigzinsphase auch eine interessante Kapitalanlage dar. Be-
findet sich das bevorzugte Feriendomizil jedoch im Ausland, so gesellt sich 
zu den gewünschten klimatischen und kulturellen Vorzügen allerdings auch 
ein unbekanntes Rechts- und Steuersystem. Das führt häufig zu Überra-
schungen, die den Erholungsfaktor mindern können. Um Ihnen einen ers-
ten Überblick und einen Einstieg ins Thema zu verschaffen, stellt Ihnen ZP 
in einer 18-seitigen Sonderausgabe anhand eines Fallbeispiels Schritt für 
Schritt eine typische Immobilieninvestition auf den Balearen vor. |

In der Sonderausgabe werden alle rechtlichen und steuerlichen Fragen ge-
klärt, die sich ein deutscher Kaufinteressent – im Musterfall ein Kieferortho-
päde aus Düsseldorf – vor dem Erwerb eines Ferienhauses aus Mallorca stel-
len sollte. Sie finden die für Abonnenten kostenlose Sonderausgabe unter 
iww.de/zp > Downloads > Sonderausgaben.
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▶▶ Urteil
eGK muss sein – BSG sorgt bei Vertragszahnärzten für Klarheit

| Das Bundessozialgericht (BSG) stellt klar: Um Leistungen der GKV in 
 Anspruch nehmen zu können, müssen Versicherte ihre Berechtigung 
grundsätzlich mit der elektronischen Gesundheitskarte (eGK) nachweisen. 
Den Bedenken der Kläger, dass die eGK und die damit zusammenhängende 
Telematik infrastruktur (TI), die bei Kassenpatienten von den (Zahn-)Arzt-
praxen  genutzt werden muss, nicht sicher seien, folgt das BSG nicht. 
Kassen patienten müssen also für eine Behandlung beim Vertrags-(zahn-)
arzt grundsätzlich ihre eGK vorweisen – einen Krankenschein auf Papier 
können sie bei ihrer Krankenkasse nicht verlangen (Urteil vom 20.01.2021, 
Az. B 1 KR 7/20 R; B 1 KR 15/20 R) |

Die Vorschriften über die eGK stehen nach Auffassung des BSG auch mit den 
Vorgaben der europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Ein-
klang. Viele Anwendungen der TI, z. B. die elektronische Patientenakte (ePA), 
seien für die  Patienten freiwillig. Die gesetzlichen Grundlagen zur Nutzung 
der eGK verletzten weder Grundrechte des Grundgesetzes noch der Euro-
päischen Grundrechtecharta, so das BSG.

Die eGK enthält verschiedene Versichertendaten und dient zudem der 
 Authentifizierung beim TI-Zugang, z. B. zur ePA. Seit dem 01.01.2021 können 
alle gesetzlich Versicherten eine ePA bei ihrer Krankenkasse erhalten. Darin 
können Befunde und Informa tionen aus vorhergehenden Unter suchungen 
und Behandlungen über  Praxis- und Krankenhausgrenzen  hinweg gespei-
chert werden. Ab dem 01.07.2021 müssen Vertragszahnärzte in der Lage sein, 
die ePA zu nutzen und zu befüllen (Details in ZP 08/2020, Seite 3).
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